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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung eines 
vorübergehenden Systems von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung 
bestimmter Fischereierzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Marktlage bei einigen gefrorenen Fischerei- 
erzeugnissen ist durch eine ungewöhnliche Entwick- 
lung der Preise auf einen Tiefstand hin sowie durch 
Absatzschwierigkeiten gekennzeichnet, die zur Bil- 
dung überschüssiger Lagerbestände dieser Erzeug- 
nisse führen. Ein massiver Abbau der Lagerbestände 
konnte die vorhandene Lage noch verschlechtern. 

Unter diesen Umständen müssen geeignete Maß- 
nahmen vorgesehen werden. Diese müssen sowohl 
in mengenmäßiger als auch zeitlicher Hinsicht fest- 
gelegt werden; hierfür sollte für einen Zeitraum von 
fünf Monaten die Gewährung von Beihilfen zur pri- 
vaten Lagerhaltung der betreffenden am 15. Mai 
1975 gelagerten Erzeugnisse vorgesehen werden. Im 
Falle einer fortdauernden Störung der Marktlage 
ist vorzusehen, daß diese Maßnahmen in bestimmter 
Weise erweitert werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird ein vorübergehendes System von Beihilfen 
zur privaten Lagerhaltung eingeführt, die den Er- 


zeugern, den Verarbeitungsbetrieben und dem Groß- 
handel gewährt werden, die am 15. Mai 1975 ge- 
frorenen Thunfisch, gefrorene Kabeljaufilets und 
gefrorene Köhlerfilets (Nr. 03.01 BI c) 1 und 03.01 
BII b) 1. und 2. des Gemeinsamen Zolltarifs) lagern. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 genannten Beihilfen werden für 
Erzeugnisse gewährt, die sich am 15. Mai 1975 
auf Lager befinden und für einen Zeitraum ge- 
lagert werden, der gerechnet ab diesem Zeit- 
punkt fünf Monate nicht übersteigt. 

2. Über die Ausdehnung bis spätestens zum 31. De- 
zember 1975 des in Artikel 1 vorgesehenen 
Systems auf Erzeugnisse, die nach dem 15. Mai 
eingelagert werden, kann vor dem 15. Juli ent- 
schieden werden, sofern sich schwere Absatz- 
schwierigkeiten und ein abnormaler Preisverfall 
fortsetzen. 

3. Die Höhe der Beihilfe zur privaten Lagerhaltung 
darf den Betrag der technischen Lagerkosten und 
der Zinsen nicht übersteigen. 

Artikel 3 

Die Ausdehnung des in Artikel 2 Absatz 2 vorgesehe- 
nen Beihilfesystems für private Lagerhaltung sowie 
die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, insbesondere der Beihilfebetrag und die Aus- 
lagerungsbedingungen, werden nach dem Verfahren 
von Artikel 29 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
erlassen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 15. Mai 1975 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Nach erfolgter Erörterung in der Sitzung des Land- 
wirtschaftsrates vom 28. April 1975 wird vorge- 
schlagen, den Vorschlag zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2142/70 bezüglich der Gewährung 
von privaten Lagerbeihilfen für die in den Anhängen 
III Abschnitt A und IV Abschnitt B dieser Verord- 
nung in eine „ad hoc-Verordnung" umzuändern. 
Damit soll die Möglichkeit einer Anwendung der 
vorgesehenen Maßnahmen über das Jahr 1975 hin- 
aus vermieden werden. 

Die Begründung, Lagerbeihilfen zu gewähren, und 
die finanziellen Auswirkungen entsprechen den im 
Dokument KOM(75) 178 vom 18. April 1975 gemach- 
ten Angaben. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fi 42/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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